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Greiz geht neuen Weg: Arbeitspflicht für
Asylbewerber startet 2024

Am 1. September 2024 startet im Landkreis Greiz die
Arbeitspflicht für Asylbewerber zur Förderung der

Integration.

Neue Arbeitsgelegenheiten für
Asylbewerber im Landkreis Greiz

Der Landkreis Greiz setzt am 1. September 2024 einen
bedeutsamen Schritt zur Integration von Asylbewerbern um. Mit
der Einführung einer Arbeitspflicht, die zunächst in einem
Pilotprojekt in der Stadt Greiz startet, wird ein neuartiges
Konzept zur Schaffung sozialer Teilhabe und zur Unterstützung
der kommunalen Infrastruktur ins Leben gerufen. Dies könnte
langfristig nicht nur den Asylbewerbern, sondern auch der
gesamten Gemeinde zugutekommen.

Umsetzung und Ziele der Arbeitspflicht

Das Projekt, das in der Stadt Greiz starten soll, sieht vor, dass 15
Asylbewerber aktiv am Bau- und Grünflächenamt mitarbeiten.
Ihre Aufgaben werden vielfältig sein: von der Verbesserung der
touristischen Infrastruktur über Renaturierungsprojekte bis hin
zu Verschönerungsarbeiten in Freizeit- und
Naherholungsgebieten. Dieses Engagement zielt darauf ab, die
Umgebung aufzuwerten und gleichzeitig den Asylbewerbern die
Möglichkeit zu geben, sich in die Gesellschaft einzuarbeiten.

Integration in den Arbeitsmarkt



Landrat Dr. Ulli Schäfer hebt hervor, dass die Arbeitspflicht
einen wichtigen Beitrag zur Integration der Asylbewerber in den
Arbeitsmarkt leisten soll. In einer Zeit, in der zahlreiche
Arbeitskräfte gesucht werden, bietet diese Initiative die Chance,
bereits während des Asylverfahrens wertvolle Erfahrungen zu
sammeln. Der Landrat merkt an: „Arbeit ist die beste Integration
in die Gesellschaft.“ Damit wird ein Modell etabliert, das nicht
nur den Asylbewerbern, sondern auch der Region neue
Perspektiven eröffnet.

Herausforderungen und rechtliche
Rahmenbedingungen

Insgesamt beherbergt der Landkreis derzeit etwa 550
Asylbewerber, wobei etwa 250 von ihnen zur Teilnahme an
diesen Arbeitsmaßnahmen herangezogen werden könnten.
Wichtige Einschränkungen bestehen jedoch: Kinder, Jugendliche,
erwerbsunfähige Personen und solche, die Bildungskurse oder
eine Ausbildung absolvieren, sind von der Verpflichtung
ausgeschlossen. Diese Bestimmungen sind notwendig, um die
Rechte der vulnerablen Gruppen zu wahren und sicherzustellen,
dass niemand unter Druck gesetzt wird, der dies nicht kann oder
sollte.

Bedeutung für die lokale Gemeinschaft

Mit diesem Projekt könnte sich eine positive Dynamik für den
Landkreis Greiz entwickeln. Dr. Schäfer sieht die Einführung der
Bezahlkarte für Asylbewerber als einen ersten Signal der
Fortschrittlichkeit. Der nächste Schritt zur Pflichtarbeit für
Asylbewerber ist ein konsequenter Ausbau dieses Ansatzes.
Zusätzlich betont er die Notwendigkeit, dass auch
Bürgergeldempfänger in geeigneten Fällen zur Arbeit
herangezogen werden sollten, um so die gesamte Gemeinschaft
zu stärken.

Kooperationspartner im Projekt



Die Umsetzung der Arbeitsmaßnahmen erfolgt in Partnerschaft
mit Kommunen, Kirchen und anderen gemeinnützigen Trägern.
Durch die Entbürokratisierung und die Bereitstellung einer
Aufwandsentschädigung von 80 Cent pro Stunde sollen die
Beteiligten entlastet und motiviert werden, ihre Unterstützung
anzubieten. Diese Initiative könnte somit nicht nur einen
wertvollen Beitrag zur Integration leisten, sondern auch die
Zusammenarbeit innerhalb der Gemeinschaft fördern.

Details
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